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Die AfD ist demokratieschädlich.

Abstieg für Deutschland.
Keine Alternative.

Demokratieschädlich.
Antisemitisch.

Völkisch.





Abstieg für Deutschland – keine Alternative  
für unser Land, kein Partner für die CDU.

Die Christlich Demokratische Union ist als Antwort auf die dunkelste 
Stunde unserer Geschichte entstanden. Christen und Nichtchristen, 
Bürgerliche und Gewerkschafter, Vertriebene und Überlebende des 
Nationalsozialismus sagten gemeinsam: Nie wieder. Nie wieder soll es 
auf deutschem Boden einen Staat geben, der die Würde des Menschen 
in Abhängigkeit von deren Herkunft, Religion oder Aussehen verteilt.

Dieses Fundament trägt uns bis heute. Politik beginnt für uns beim 
Menschen – bei seiner Würde, seiner Freiheit und seiner Verantwortung 
für die Gemeinschaft. Die CDU steht für gleiche Rechte, gleiche Pflichten 
und gleiche Chancen – getragen vom christlichen Menschenbild und 
fest verankert im Grundgesetz. Wir bekennen uns zu Europa, zur 
Freiheit, zu dem vielen Guten in unserem Land – aber auch zu der 
Verantwortung, die unsere Geschichte uns auferlegt.

Dieses Fundament greift die sogenannte Alternative für Deutschland 
(AfD) offen an. Sie ist kein konservativer Wettbewerber und keine 
bürgerliche Partei. Sie denkt nicht vom Menschen her, sondern von 
Kollektiven ethnisch Gleicher. Sie will Europa nicht stärken, sie will es 
zerschlagen. Sie will unser Deutschland nicht besser machen. Sie will 
ein ganz anderes Deutschland. 

Die CDU steht für ein freiheitliches Deutschland in Recht und Ordnung. 
Die AfD steht für Willkür und Spaltung. Die CDU steht für Europa. Die 
AfD für Abschottung und das Anbiedern an Autokraten. Diese Partei 
richtet sich gegen Vieles, was wir Christdemokraten aufgebaut haben – 
auch deshalb will sie uns zerstören.

Der Geschichte unseres Landes, dem Wohl unseres Volkes und dem 
Erbe unserer Gründungsväter verpflichtet, ist unsere Haltung klar: Die 
AfD ist keine Alternative für Deutschland. Sie ist für keine demokratische 
Partei in Deutschland ein Partner, erst recht nicht für die CDU. Sie ist 
eine Gefahr für unser Land. Deshalb stellen wir uns der AfD politisch 
entgegen. 

Wir treten in den Wettbewerb um die Wählerinnen und Wähler ein –  
entschlossen und klar. In unsicheren Zeiten erscheint das süße Gift des 
Autoritären manchem verführerisch. Doch wohin Willkür, Ausgrenzung 
und das Recht des Stärkeren führen, lässt sich vielerorts erkennen. 
Unsere Aufgabe ist es, dies den Menschen deutlich zu machen. Unsere 
Aufgabe ist es, für unsere Überzeugungen und Ideen zu werben. 
Unsere Aufgabe ist es, politische Heimat für alle zu sein, die unser 
Land lieben und sich zu Freiheit, Recht und Anstand bekennen. Das  
ist unser Weg.

Kurzfassung
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Die AfD ist demokratieschädlich. 

Wer bei der AfD hinhört, erkennt ein klares Muster: Die 
AfD stellt demokratische Institutionen infrage, erklärt 
politische Gegner zu Feinden und spricht wesentlichen 
Säulen unserer demokratischen Ordnung die Legitimi-
tät ab. Das sind keine Ausrutscher, keine Übertreibungen 
im Wahlkampf. Dieses Vorgehen hat System – bürger
liche Fassade und extremistische Parolen gehören bei 
der AfD zusammen. Sicherheitsbehörden, Gerichte und 
die eigenen Aussagen führender AfD-Politiker zeichnen 
ein eindeutiges Bild: Diese Partei arbeitet an der Delegi-
timierung unserer Demokratie.

Sicherheitsbehörden sind sich sicher:  
Die AfD ist in erheblichen Teilen gesichert  
rechtsextrem. 

Die AfD auf Landesebene ist in Teilen gesichert rechts-
extrem. Das ist das Ergebnis jahrelanger Prüfungen 
durch Sicherheitsbehörden: Ausgewertet wurden Reden, 
Programme, Auftritte, Social-Media-Posts sowie inter-
ne Netzwerke.

Mehrere Landesverbände gelten bei Sicherheitsbehör-
den als gesichert rechtsextrem, weitere als Verdachts-
fälle. Die AfD Sachsen wird als gesichert rechtsextrem 
eingestuft. In Berichten des Verfassungsschutzes heißt 
es, ihr gehe es darum, „die verfassungsmäßige Ordnung 
und Funktionsfähigkeit unserer Demokratie von Grund auf 
zu erschüttern“.1 Für die AfD Thüringen stellen Sicher-
heitsbehörden fest, verfassungsfeindliche Positionen 
seien die „beherrschende politische Ideologie“ des Landes-
verbands.2 Über die AfD Brandenburg wird festgestellt, 
die Attacken gegen Staatsorgane, Medien und Zivilge-
sellschaft seien so diffamierend, dass sie geeignet sei-
en, „das politische System der Bundesrepublik Deutschland 
generell herabzuwürdigen“.3 Der AfD Sachsen-Anhalt 
attestieren Sicherheitsbehörden, sie sei „wesentlich von 
der rassistischen Ideologie des Ethnopluralismus durch­
drungen“ und „verstößt gegen die Garantie der 
Menschenwürde aus Artikel 1, Absatz 1, Grundgesetz“.4

… wesentlich von der 
rassistischen Ideologie  
des Ethnopluralismus 
durchdrungen.“
Verfassungsschutz des 
Landes Sachsen-Anhalt

… die verfassungsmäßige 
Ordnung und Funktions­
fähigkeit unserer 
Demokratie von Grund 
auf zu erschüttern“. 
Landesamt für Verfassungs-
schutz Sachsen
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2021 stufte das Bundesamt für Verfassungsschutz be-
reits die gesamte AfD als rechtsextremen Verdachtsfall 
ein. Seitdem bestätigen Gerichte diese Einstufung im-
mer wieder.5 Die langjährige Jugendorganisation der 
AfD, die sog. Junge Alternative, wurde von Sicherheits-
behörden bis zu ihrer Auflösung ebenfalls als gesichert 
rechtsextrem eingestuft. Die neu gegründete Jugend-
organisation der AfD, Generation Deutschland, steht in 
eindeutiger Kontinuität zu ihrer Vorgängerin.6

Für die AfD gibt es nur die AfD. 
Die AfD attackiert die Meinungsvielfalt  
in unserem Land.

In der Welt der AfD gibt es keine legitimen politischen 
Gegner. Es gibt nur sie – und den Rest: CDU/CSU, SPD, FDP, 
Grüne, Linke. Sie alle gelten als „Altparteien“. Aus Sicht 
der AfD weiß nur die AfD, was das Volk will. Und ent-
sprechend kann auch nur sie die Interessen des Volkes 
vertreten. Wer so denkt, spricht nicht nur allen anderen 
Parteien ihre Legitimität ab. Wer so spricht, ist eine 
Gefahr für unsere Demokratie; der will den Ein-Parteien-
Staat so wie in der DDR oder im Nationalsozialismus.

Hans-Christoph Berndt, AfD-Fraktionsvorsitzender in 
Brandenburg, spricht von „verkommenen Altparteien“.7 
Der Europaabgeordnete Tomasz Froelich nennt andere 
Parteien „feige, verlogen und gefährlich“.8 Der stv. AfD-
Vorsitzende und Bundestagsabgeordnete Stephan Brand-
ner bezeichnet alle Parteien als „politischen Swingerclub“, 
in dem jeder mit jedem unterschiedslos koaliere.9 Selbst 
im Grundsatzprogramm der AfD ist von einer „unüber­
sehbaren Kluft zwischen Volk und politischer Klasse“ die Rede, 
die geprägt sei von „Vetternwirtschaft, Filz und verwerf­
lichem Lobbyismus“.10 Selbst in ihrem Bundestags-
wahlprogramm behauptet die AfD, die „politische Klasse 
… zerstört die soziale und kulturelle Zukunft unseres Volkes, 
unsere Wirtschaft und … unseren Wohlstand“. Um anschlie-
ßend allen anderen Parteien zu unterstellen, sie seien 
einzig und allein an der Erhaltung „ihrer Macht, ihres 
Status und ihres materiellen Wohlergehens“ interessiert.11 

Hannes Gnauck, Bundestagsabgeordneter der AfD und 
ehemaliger Chef der Jungen Alternative, spricht nicht 
nur von anderen Parteien als „Volksverräter[n]“ und einer 

„CDU; SPD; FDP; Linke; 
Grüne – alle verkommene 
Altparteien.“
Hans-Christoph Berndt
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„politischen Kaste“. Er macht die Position der AfD gene-
rell deutlich: „Es geht hier schon längst nicht mehr um links, 
Mitte oder rechts. Es geht hier mittlerweile nur noch um den 
Kampf zwischen den normaldenkenden Bürgern und einer 
politischen Kaste, die sich für die Belange des Volkes nicht 
mehr interessiert.“ 12 Ein Verständnis von Demokratie, 
das er mit Björn Höcke teilt: „Wir sind unter einer Kartell­
parteienherrschaft gefangen. … Es ist egal, ob ihr schwarz 
wählt, ob ihr rot wählt, ob ihr grün wählt oder irgendeine 
andere Farbe. … ihr kriegt immer weniger Deutschland.“ 13

Diese Verachtung für politische Wettbewerber findet 
sich auch an der Spitze der AfD. Alice Weidel machte 
bereits vor Jahren klar, wo sie steht: „Der Grund, warum 
wir von kulturfremden Völkern wie Arabern, Sinti und Roma 
etc. überschwemmt werden, ist die systematische Zerstörung 
der bürgerlichen Gesellschaft als mögliches Gegengewicht 
von Verfassungsfeinden, von denen wir regiert werden. … 
Diese Schweine sind nichts anderes als Marionetten der 
Siegermächte des 2. WK und haben die Aufgabe, das dt. Volk 
klein zu halten, indem molekulare Bürgerkriege in den 
Ballungszentren durch Überfremdung induziert werden 
sollen.“ 14

Die AfD will weder Kompromisse noch  
Interessenausgleich. Viele träumen von einem 
anderen System und vom Umsturz.

Die AfD sagt offen, was sie will: keine Kompromisse. 
Den Ausgleich von Interessen, um gesellschaftliche 
Konflikte zu lösen – lehnt die AfD faktisch ab. Viele in 
der AfD träumen gar von einem anderen System und 
vom Umsturz.

„Diese Schweine sind 
nichts anderes als 
Marionetten der Sieger­
mächte des 2. WK …“
Alice Weidel
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Hans-Thomas Tillschneider, stv. Fraktionsvorsitzender 
in Sachsen-Anhalt, etwa spricht ganz offen von einem 
„Krieg gegen diese Regierung“ und kündigt an, die AfD 
sei „gekommen, diese Gestalten aus ihren Sesseln zu ver­
treiben.“ 15 Der Spitzenkandidat der AfD für die Land-
tagswahl 2026 in Baden-Württemberg, Markus Frohn-
maier, hat schon vor Jahren gedroht: „Ich sage diesen 
linken Gesinnungsterroristen, diesem Parteienfilz, ganz 
klar: Wenn wir kommen, dann wird aufgeräumt, dann wird 
ausgemistet!“ Tatsächlich gilt: Deutschland ist laut 
Transparency International eines der am wenigsten 
korrupten Länder der Welt.16 Und Fakt ist auch: Es sind 
AfDler, die sich systematisch mit Steuergeld die Ta-
schen voll machen. Verwandte werden über Kreuz bei 
Parteifreunden angestellt und Millionen an Steuergeld 
in die eigene Familie umgeleitet. Für die AfD ist der 
Staat ein Selbstbedienungsladen zur eigenen Bereiche-
rung.17 

Aus der Brandenburger AfD kommt die Ankündigung 
vom dortigen Fraktionsvorsitzenden, Hans-Christoph 
Berndt: „Wir wollen, dass sich diese Anomalie ändert, und 
das werden wir auch erreichen.“ 18 Und was er damit meint, 
führt sein Kollege Dennis Hohloch aus: „Sie haben aus 
unserer Demokratie einen Parteienstaat gemacht. Und diesen 
Parteienstaat lehne ich grundsätzlich ab. Wir müssen den 
Parteienstaat abschaffen.“ 19 Kurzum und mit den Worten 
des Europaabgeordneten Tomasz Froelich gespro-
chen: „Wir wollen ein anderes Deutschland. Ein ganz ande­
res Deutschland.“ 20

Und dass in diesem Deutschland nur die AfD herrschen 
könne, macht die Partei auch klar – etwa in einem aktu-
ellen, offiziellen Positionspapier u. a. von Jörg Urban, 
Ulrich Siegmund und Björn Höcke. Dort heißt es: „Die 
AfD ist die einzige politische Kraft, die Deutschland nicht 
aufgegeben hat und die willens und in der Lage ist, Deutsch­
land … zu retten.“ 21

„Ich sage diesen linken 
Gesinnungsterroristen, 
diesem Parteienfilz, ganz 
klar: Wenn wir kommen, 
dann wird aufgeräumt, 
dann wird ausgemistet!“
Markus Frohnmaier

„Wir wollen ein anderes 
Deutschland. Ein ganz 
anderes Deutschland.“
Tomasz Froelich
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Wer hinhört, erkennt das Muster: Drohungen statt De-
batten. Feindbilder statt Lösungen. Autoritäre Macht-
fantasien statt Verantwortung und Kompromissbereit-
schaft. Die AfD redet nicht über Demokratie – sie 
arbeitet an ihrer Abschaffung. Eine Partei, die Anders-
denkende verachtet, Kompromisse ablehnt und ganz 
offen nach einem anderen System ruft, in dem nur sie 
selbst die einzig richtige Partei sein soll, ist keine Alter-
native. Sie ist eine Gefahr für unsere Demokratie.

Die AfD untergräbt die Autorität unseres 
Rechtsstaats und seiner Institutionen.

Die AfD akzeptiert den Rechtsstaat nur, solange Gerich-
te in ihrem Sinne entscheiden. Urteile, die ihr wider-
sprechen, werden für politisch gesteuert erklärt. 
Richterinnen und Richter werden diffamiert, höchste 
Gerichte delegitimiert. Das ist kein Zufall – es ist ein 
systematischer Angriff auf die Unabhängigkeit der 
Justiz.

Markus Frohnmaier spricht dem Bundesverfassungs-
gericht offen die Neutralität ab und unterstellt eine 
„politisch beeinflusste und linksideologisch gefärbte Recht­
sprechung“.22 Hans-Christoph Berndt erklärt unver-
blümt, es gehe bei den Gerichten längst nicht mehr um 
Recht, sondern darum, „eigene Interessen durchzusetzen, 
mit den Mitteln der Gerichte“. Urteile seien „nicht juristisch, 
sondern politisch“.23 René Springer treibt all dies weiter 
und erklärt, „die Gewaltenteilung funktioniert nicht mehr“, 
Staatsanwaltschaften würden „auf den politischen Gegner 
losgelassen“, Richter „ausgeklüngelt“.24 Der Staat und da-
mit auch seine Gerichte seien, so Springer, „zur Beute der 
Parteien geworden“ 25. Der stv. Vorsitzende der AfD Ham-
burg, Krysztof Walczak, behauptet in Fortsetzung die-
ser Erzählungen etwa auch: „Die AfD hat die besseren Ar­
gumente, aber die anderen haben die Richter am 
Verfassungsgericht gewählt.“ 26

Das ist eine gezielte Erzählung, die Vertrauen zerstö-
ren soll: Gerichte seien angeblich nicht unabhängig, 
Gewaltenteilung funktioniere nicht – alles wird zu ei-
nem Teil eines AfD-feindlichen Systems. Und bei dieser 
Erzählung wirkt die Parteivorsitzende Alice Weidel 
kräftig mit. Denn auch sie sagt über Gerichte, wenn sie 

„Da muss man doch  
auch die Richter vom  
Hof jagen.“
Alice Weidel
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nicht in ihrem Sinne urteilen: „Was haben die geraucht? 
Da muss man doch auch die Richter vom Hof jagen.“ 27 Wer so 
spricht, kritisiert nicht – er untergräbt die Autorität der 
Justiz und damit eine der zentralen Säulen unserer 
Demokratie. 

Doch auch hier stoppt die AfD noch lange nicht. Denn 
wohin diese Rhetorik führt, zeigt eine Aussage von 
Stephan Brandner. Er fordert: „Macht die Stimmzettel zu 
Haftbefehlen.“ Politische Gegner sollen angeklagt, vor 
Gericht gestellt und verurteilt werden – durch „Staats­
anwälte, die unabhängig sind“ und „Richter, die dann auch 
verurteilen“. Brandner nennt das zynisch „ganz rechts-
staatlich“.28 Und auch hier handelt es sich nicht um ei-
nen Einzelfall, wie Sicherheitsbehörden feststellen: 
„Entsprechende Äußerungen des AfD-Personals sind seit 
Sommer 2024 derart massiv gehäuft registriert worden, 
dass davon ausgegangen werden kann, dass maßgebliche 
Protagonisten der Partei die Absicht verfolgen, nach Über­
nahme von Regierungsverantwortung Polizei und Justiz für 
ihre parteipolitischen Zwecke zu nutzen. Damit einher ginge 
zwingend eine Aufhebung bzw. Einschränkung des rechts­
staatlichen Prinzips der Gewaltentrennung“.29

Die AfD spricht offen aus, was sie will: eine Justiz, die 
nicht mehr Recht spricht, sondern politische Abrech-
nung betreibt. Gerichte sollen nicht kontrollieren, son-
dern den Willen der AfD umsetzen. Das ist nicht nur das 
Gegenteil von Gewaltenteilung. Es ist zugleich ein geziel-
ter Rückbau mit anschließender Instrumentalisierung 
des Rechtsstaats, den autoritäre Regierungen in anderen 
Ländern bereits umgesetzt haben bzw. umsetzen.

Die AfD attackiert auch jene,  
die unsere Verfassung schützen.

Die Angriffe der AfD richten sich auch gegen den Ver-
fassungsschutz – jene Institution, die unsere freiheitli-
che, demokratische Ordnung schützen und bewahren 
soll. Stefan Möller, Landessprecher der AfD Thüringen, 
nennt den Verfassungsschutz einen „Fremdkörper in der 
Demokratie“.30 Und als eines der höchsten Verwaltungs-
gerichte in Deutschland 2024 die Rechtmäßigkeit der 
Einstufung der AfD durch den Verfassungsschutz be-
stätigte, sprach Hans-Christoph Berndt nicht nur von 

„Macht die Stimmzettel  
zu Haftbefehlen.“
Stephan Brandner

... maßgebliche Protagonis­
ten der Partei die Absicht 
verfolgen, nach Übernahme 
von Regierungsverantwor­
tung Polizei und Justiz für 
ihre parteipolitischen 
Zwecke zu nutzen.“
Landesbehörde für Verfas-
sungsschutz Brandenburg
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einem „politischen Gefälligkeitsurteil“ des Gerichts. Im 
Pressestatement fügte er auch an, „dass das nordrhein-
westfälische Oberverwaltungsgericht genauso wenig poli­
tisch unabhängig ist wie der Verfassungsschutz auf allen 
Ebenen.“ 31 

Jörg Urban, Landeschef der AfD Sachsen, setzt den Ver-
fassungsschutz mit dem Bespitzelungsdienst der DDR 
gleich und nennt ihn verächtlich „neue Stasi-Behörde“ 32.
Alice Weidel wiederum beschimpft den Verfassungs-
schutz als „schmierige Stasi-Spitzel“ 33, als „Verfassungs­
feind“, der gegen die Opposition „durchlade“ 34 – und for-
dert seine Abschaffung.35 Damit ist Weidel ganz auf der 
Linie ihres Vorgängers Alexander Gauland. Auch die-
ser sagte: „Dem Verfassungsschutz traue ich nicht über den 
Weg. Denn der Verfassungsschutz ist sozusagen Teil des 
politischen Kampfes der anderen Parteien gegen uns.“ 36

In diese Kerbe schlägt auch Björn Höcke. Laut Höcke 
sei der Verfassungsschutz ein reines Umsetzungsorgan 
politischer Interessen, das von einem „völkerauflösenden 
und als pervers zu bezeichnenden Geist“ gesteuert werde.37 

Er behauptet immer wieder, der Verfassungsschutz 
sei nur ein Instrument herrschender Eliten, um die 
AfD – die vermeintlich einzig legitime Vertretung des 
Volkes – zu unterdrücken.38 

Auch hier zeigt sich, der AfD geht es nicht um legitime 
Kritik am Verfassungsschutz und dessen Handeln. Wer 
so redet, greift nicht einzelne Entscheidungen an. Die 
AfD greift die Schutzmechanismen der Demokratie 
selbst an. Sie will das Vertrauen in zentrale Säulen un-
serer demokratischen Ordnung schwächen und gerade 
beim Verfassungsschutz von der eigenen Verfassungs-
feindlichkeit erheblicher Teile der Partei ablenken.

„ ... schmierige Stasi- 
Spitzel ...“
Alice Weidel
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Die AfD ist antisemitisch und will die 
Verantwortung für unsere Geschichte 
tilgen.  

Die AfD inszeniert sich gern als Verteidigerin jüdischen 
Lebens. Doch Antisemitismus ist fester Bestandteil 
der Partei. Antisemitismus wird in den eigenen Reihen 
verharmlost und akzeptiert. Die AfD nutzt jüdisches 
Leben als Schutzschild für ihre menschenverachtende 
Ideologie.

Die AfD spielt jüdisches Leben  
gegen Muslime aus.

Wie zynisch die AfD vorgeht, zeigt sich im Bundestags-
wahlprogramm 2025: „Jüdisches Leben wird in Deutsch­
land vorwiegend von juden- und israelfeindlichen Muslimen 
bedroht.“ Dabei zeigt die amtliche Statistik, dass knapp 
die Hälfte aller antisemitischen Straftaten rechtsext-
remen Täter zuzuordnen ist.39 Antisemitismus ist für 
die AfD eben kein gesamtgesellschaftliches Problem. 
Es ist ein Problem, welches die AfD ausschließlich den 
Menschen muslimischen Glaubens zuschreibt. Aussa-
gen belegen das, zum Beispiel von Beatrix von Storch, 
der stv. Fraktionsvorsitzenden der AfD im Bundestag. 
Für sie ist Antisemitismus „in erster Linie ein importiertes 
Problem“, welches nicht nur zukünftig „aussagekräftige 
Statistiken“ erfordert, „um das volle Ausmaß des Migran­
ten-Antisemitismus sichtbar zu machen“. So verstandener 
Antisemitismus brauche laut von Storch dann eben kei-
ne Aufklärung, keine Prävention oder härtere Strafen. 
Um Antisemitismus zu bekämpfen, brauche es „vor 
allem Abschiebungen und ein Ende der Massenmigration“.40

Diese perfide Instrumentalisierung verurteilt der Zen
tralrat der Juden unmissverständlich: „Juden bzw. jüdi­
sches Leben werden im Wahlprogramm der AfD ganze drei 
Mal erwähnt. Dabei geht es aber nicht um die Bedürfnisse der 
Juden im Land. Sondern nur darum, dass Muslime Juden 
bedrohen. Juden dienen im Programm der AfD einzig und 
allein dazu, den antimuslimischen Ressentiments der Partei 
Ausdruck zu verleihen. Die AfD schiebt Juden vor, um ihre 
rassistischen und antimuslimischen Parolen unter das Volk 
zu bringen. Aber dieses Feigenblatt wollen und werden wir 
nicht sein.“ 41 

Die AfD schiebt Juden vor, 
um ihre rassistischen und 
antimuslimischen Parolen 
unter das Volk zu bringen. 
Aber dieses Feigenblatt 
wollen und werden wir 
nicht sein.“
Zentralrat der Juden
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Die AfD relativiert den Holocaust  
und die Verbrechen der NS-Zeit.

Führende Köpfe der AfD relativieren offen den Holo-
caust – und machen damit deutlich, wie tief antisemiti-
sche Geschichtsverharmlosung in der Partei verankert 
ist. Ein besonders drastisches Beispiel liefert der AfD-
Spitzenkandidat in Sachsen-Anhalt, Ulrich Siegmund.

Auf die Frage, ob die Schoah „das Schlimmste Verbrechen 
der Menschheit“ gewesen sei, wich Siegmund aus. Er wolle 
sich ein solches Urteil nicht anmaßen, man müsse 
schließlich aus „allen Verbrechen der Menschheit“ lernen.42 

Was auf den ersten Blick nach Differenzierung klingt, 
ist in Wahrheit eine gefährliche Relativierung: Die sys-
tematische Ermordung von sechs Millionen Jüdinnen 
und Juden wird so zu einem Verbrechen unter vielen 
herabgestuft. 

Noch deutlicher wird diese Haltung auf seinen Veran-
staltungen. Dort ruft ein sogenannter „Anheizer“ laut 
„Sieg“, das Publikum antwortet mit „Mund“. Die Anspie-
lung auf den zentralen Schlachtruf der Nationalsozia-
listen ist offensichtlich. Auf diesen Hinweis reagierte 
Ulrich Siegmund nicht etwa mit Distanzierung, son-
dern mit menschenverachtendem Spott: „Was ist denn 
an meinem Namen falsch? Mein Name heißt Siegmund.“ 43

 
Der Präsident des Zentralrats der Juden, Josef Schuster, 
sagt dazu: Es falle schwer, sich „des Eindrucks zu erweh­
ren, dass in Herrn Siegmunds Aussagen eine deutliche Sym­
pathie für die Zeit des Nationalsozialismus mitschwingt. … 
Wer zu einer Menge von Anhängern der AfD ‘Sieg!‘ ruft, spielt 
auf die Sprechchöre der Nationalsozialisten an. Wer sich auf 
Nachfrage weigert, die Schoah als schlimmstes Verbrechen 
der Menschheitsgeschichte zu bezeichnen, relativiert damit 
die Verbrechen der Nationalsozialisten.“ 44 Das ist kein Ver-
sehen und kein Missverständnis. Es ist Ausdruck einer 
politischen Haltung, die historische Schuld verwischt 
und den Holocaust relativiert. 

Wer zu einer Menge von 
Anhängern der AfD ‘Sieg!‘ 
ruft, spielt auf die Sprech- 
chöre der Nationalsozia­
listen an. Wer sich auf 
Nachfrage weigert, die 
Schoah als schlimmstes 
Verbrechen der Mensch­
heitsgeschichte zu bezeich- 
nen, relativiert damit die 
Verbrechen der National­
sozialisten.“ 
Josef Schuster, Präsident  
des Zentralrats der Juden
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In der AfD ist dies aber kein Einzelfall.45 Auch aus Thü-
ringen kommen ähnliche Aussagen von Björn Höcke. 
Dieser erklärte bereits 2017: „Wissen Sie, das große Prob­
lem ist, dass man Hitler als das absolut Böse darstellt. Aber 
natürlich wissen wir, es gibt kein schwarz-weiß in der 
Geschichte. Es gibt nur verschiedene Grautöne.“ 46 In seiner 
sogenannten Dresdner Rede nannte Höcke das 
Holocaust-Mahnmal in Berlin ein „Denkmal der Schande“ 
und forderte „eine erinnerungspolitische Wende um 180 
Grad“.47 2022 ging Höcke noch weiter. In diesem Jahr 
verglich er eine mögliche Impfpflicht mit den Menschen­
versuchen im Dritten Reich.48 Mit diesem Vergleich ins-
trumentalisiert Höcke nicht nur die Schoah für tages-
politische Zwecke. Er setzt die Gesundheitspolitik 
während der Coronapandemie mit Experimenten von 
Nazi-Schergen, wie etwa Josef Mengele, gleich. 

Solche Aussagen sind keine bloßen Provokationen. Sie 
verzerren Geschichte, entwerten das Leid der Opfer und 
untergraben die Lehren aus dem Nationalsozialismus. 
Wer so spricht, verschiebt die Grenzen des Sagbaren – 
und greift das Fundament der deutschen Erinnerungs-
kultur an. Und genau dazu bekennt sich die AfD offen 
bis in die höchste Ebene. Nicht nur Höcke fordert eine 
erinnerungspolitische Wende, sondern etwa auch der 
stv. Landesvorsitzende in Sachsen-Anhalt, Hans-
Thomas Tillschneider: „Wir können das Büßerhemd ein- 
für allemal ablegen und erhobenen Hauptes allen Völkern 
dieser Welt gegenübertreten.“ 49 Und auch der Parteivorsit-
zende Tino Chrupalla äußert sich so: „Wir leben in einer 
Zeit großer Umbrüche. Historische Schuld sollte unser 
Handeln nicht länger bestimmen.“ 50 
 
Und bei der AfD bleibt es auch hier nicht nur bei Worten: 
2017 forderte die AfD im baden-württembergischen 
Landtag, die Zuschüsse für die Gedenkstätte im franzö-
sischen Gurs zu streichen – ein zentraler Erinnerungs-
ort an die Deportation südwestdeutscher Jüdinnen und 
Juden.51 Die AfD bekennt sich nicht zur deutschen Ver-
antwortung für den Holocaust. Diese Partei versucht 
gezielt die Erinnerung einzuebnen.52 Angesichts dessen 
scheint es nur naheliegend, dass die AfD mittlerweile 
auch in KZ-Gedenkstätten bei offiziellen Gedenkveran-
staltungen nicht mehr willkommen ist. 

„Wissen Sie, das große 
Problem ist, dass man 
Hitler als das absolut Böse 
darstellt. Aber natürlich 
wissen wir, es gibt kein 
schwarz-weiß in der 
Geschichte. Es gibt nur 
verschiedene Grautöne.“
Björn Höcke

Die AfD ist antisemitisch und will die Verantwortung für unsere Geschichte tilgen.  
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Eine Vertreterin der Gedenkstätte Bergen-Belsen 
brachte es auf den Punkt: Es sei „nicht vorstellbar, ge­
meinsam mit AfD-Vertretern auf dem Friedhof zu stehen, wo 
die KZ-Opfer begraben sind“.53 Wer die nationalsozialis
tischen Verbrechen relativiert und instrumentalisiert, 
kann nicht glaubwürdig an deren Gedenken teilneh-
men. Erinnerung verlangt Respekt und Verantwor-
tungsbewusstsein – an beidem fehlt es der AfD.

Die AfD nutzt gezielt antisemitische Erzählungen 
sowie nationalsozialistische Codes. 

Der heutige Antisemitismus von Rechtsextremisten 
und Neonazis gegen Jüdinnen und Juden äußert sich 
versteckt. Sie nutzen antisemitische Vorurteile und Er-
zählungen, gern auch NS-Vokabular, um Judenhass zu 
verbreiten. Ganz typische Erzählungen sind dabei das 
Geraune über globale, im Dunkeln agierende Eliten, 
welche die Geschicke der Welt steuern und Deutschland 
sowie dem deutschen Volk schaden. Diese Erzählung 
diskreditiert eben nicht nur grundlegend den Staat und 
die Regierung. Diese Erzählung ist die Fortführung ei-
ner alten, antisemitischen Erzählung – die bereits die 
Nationalsozialisten nutzten.

Und genau diese Erzählung greift der ehemalige Vor
sitzende der AfD und heutige Ehrenvorsitzende, Alex-
ander Gauland, auf: „Diese globalisierte Klasse sitzt in den 
international agierenden Unternehmen, in Organisationen 
wie der UN, in den Medien, Start-ups, Universitäten, NGOs, 
Stiftungen, in den Parteien und ihren Apparaten, und weil 
sie die Informationen kontrolliert, gibt sie kulturell und poli­
tisch den Takt vor.“ 54 Wie tief durchdrungen die AfD von 
solchen Erzählungen ist, zeigt sich daran, dass sie 
selbst im Grundsatzprogramm stehen: „Heimlicher 
Souverän ist eine kleine, machtvolle politische Führungs­
gruppe innerhalb der Parteien. … Es handelt sich um ein 
politisches Kartell … .“ 55

Heimlicher Souverän ist 
eine kleine, machtvolle 
politische Führungs­
gruppe innerhalb der 
Parteien. … Es handelt 
sich um ein politisches 
Kartell …“ 
Grundsatzprogramm der AfD

Die AfD ist antisemitisch und will die Verantwortung für unsere Geschichte tilgen.  
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Ganz typische Codes wiederum sind Vokabeln und 
Begrifflichkeiten der NS-Zeit, wie etwa „Alles für 
Deutschland“. Björn Höcke hat in öffentlichen Auftritten 
mehrfach diese Parole genutzt. Das Landgericht Halle 
hatte im August 2024 in zwei Urteilen gegen Höcke fest-
gestellt, dass „Alles für Deutschland“ ein eindeutiges 
Kennzeichen der nationalsozialistischen Sturmabtei-
lung, kurz SA, ist. Die Verwendung durch Höcke sei 
dementsprechend strafbar gewesen. Die Kammer be-
gründete dies unter anderem damit, dass die Losung 
auf dem Dienstdolch der SA eingraviert war, in SA-Lie-
dern vorkam und von der NSDAP für den Reichspartei-
tag 1934 genutzt wurde. Höcke habe die Parole „in 
Kenntnis ihres Verbotes absichtlich ausgesprochen“, um sie 
„wieder in den alltäglichen Sprachgebrauch zu integrie­
ren“, sagte das Gericht – dessen Urteil der Bundesge-
richtshof 2025 bestätigte.56 

Genauso vielsagend ist die Reaktion von Parteichefin 
Alice Weidel auf Höckes Entgleisung. Angesprochen 
auf Höckes SA-Parolen wies Alice Weidel jede Kritik zu-
rück: „Außerdem hat sich Höcke auch geändert. Er macht 
einen hervorragenden Job in Thüringen. Die Strafprozesse 
finde ich lächerlich und fragwürdig.“ 57 Doch damit nicht 
genug, in einem Interview legte Weidel hierzu kürzlich 
auch nochmal nach und sagte: „Alles für Deutschland. 
Alles für Deutschland. Huch. Ja, ich verstehe den Aufreger 
nicht.“ 58 

Warum die AfD sich so sehr bemüht, die Erinnerung an 
die deutsche Vergangenheit umzudeuten, machen Vor-
denker dieser Partei deutlich. Götz Kubitschek, ein 
enger Vertrauter und Berater von Björn Höcke, hat 
einmal geschrieben: „Die Vergiftung der Vergangenheit 
durch moralisierende Geschichtserzählung zählt zu den 
Grundsteinen unserer Republik.“ 59 Und noch deutlicher 
wurde der österreichische Rechtsextremist Martin 
Sellner, der von der AfD hofiert wird und eng mit füh-
renden Köpfen verbandelt ist: „Ohne Überwindung des 
Schuldkults gibt es keine Überwindung des Bevölkerungs­
austauschs und keine Politik der Remigration.“ 60 

Höcke habe die Parole „in 
Kenntnis ihres Verbotes 
absichtlich ausgesprochen“, 
um sie „wieder in den 
alltäglichen Sprach­
gebrauch zu integrieren“
Landgericht Halle

Die AfD ist antisemitisch und will die Verantwortung für unsere Geschichte tilgen.  

„Ohne Überwindung des 
Schuldkults gibt es keine 
Überwindung des 
Bevölkerungsaustauschs 
und keine Politik der 
Remigration.“
Martin Sellner
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Die AfD versucht, jüdisches Leben  
in Deutschland unmöglich zu machen.

Die AfD schreckt nicht einmal davor zurück, jüdisches 
Leben in Deutschland unmöglich zu machen. 2023 be-
antragte die AfD-Bundestagsfraktion ein umfassendes 
Schächtungsverbot und wollte gezielt die bisherige 
religiöse Ausnahme streichen. Unter dem Vorwand des 
Tierschutzes sollte das Schächten, eine für jüdisches 
Leben zentrale religiöse Praxis, faktisch unmöglich ge-
macht werden. Der Vorstand der Orthodoxen Rabbiner-
konferenz Deutschland (ORD) erklärte hierzu: „Unter 
dem Vorwand des Tierschutzes verfolgt die AfD ganz klar ihre 
antisemitische und islamophobe Agenda.“ 61 Die Forde-
rung sei „scheinheilig“, da das Schächten aus religiösen 
Gründen nur einen „winzigen Prozentsatz“ an Tieren be-
treffe – „während gleichzeitig die industrielle Massentier­
haltung und Fleischverarbeitung hierzulande offenbar 
kein Tierschutzproblem darstellt.“ 62 Besonders brisant 
ist der historische Kontext: Das letzte Schächtungs
verbot in Deutschland wurde 1933 von den National
sozialisten erlassen – wie der Beauftragte der Bun
desregierung für jüdisches Leben, Felix Klein, 
hervorhob.63

Die AfD ist antisemitisch und will die Verantwortung für unsere Geschichte tilgen.  
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Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.

Im Grundgesetz steht unmissverständlich: „Die Würde 
des Menschen ist unantastbar.“ 64 Das bedeutet: Alle 
Menschen sind gleichwertig. Alle Staatsbürger haben 
die gleichen Rechte und Pflichten – unabhängig von 
Herkunft, Religion, sexueller Orientierung oder Ausse-
hen.65 Für die AfD gilt dies nicht. Für sie sind nicht alle 
Menschen gleichwertig, ja nicht einmal alle Deutschen. 
Führende AfD-Politiker sagen offen, dass ein deutscher 
Pass nicht ausreiche. Sie sprechen von „Passdeut-
schen“, von „richtigen“ und „besseren“ Deutschen. 
Ganz offen bekennt sich die AfD dazu, Millionen Men-
schen deportieren zu wollen – auch deutsche Staats-
bürger. Die zentrale Chiffre hierfür ist Remigration.

Remigration: ein Angriff auf Gesellschaft  
und Verfassung.

Remigration ist kein normales politisches Konzept. Re-
migration ist ein Plan, um die gefährlichen völkischen 
Vorstellungen der AfD Realität werden zu lassen. Remi-
gration ist ein Kernprojekt der AfD – und ein direkter 
Angriff auf die Menschenwürde, auf unsere Verfassung, 
auf unsere Gesellschaft – letztendlich auf die Menschen 
in unserem Land. 

Matthias Helferich aus der AfD Nordrhein-Westfalen, 
der sich selbst als „das freundliche Gesicht des NS“ 
bezeichnet, forderte im Bundestagswahlkampf 2025: 
„Remigration, millionenfache Remigration“.66 Sebastian 
Münzenmaier, stv. Landesvorsitzender der AfD in 
Rheinland-Pfalz, sagt: „Die Losung der Stunde lautet Re­
migration. Und zwar millionenfache Remigration.“ 67 Der 
Spitzenkandidat der AfD in Sachsen-Anhalt, Ulrich 
Siegmund, unterstreicht: „Remigration ist kein Unwort, 
Remigration ist eine Selbstverständlichkeit und das Gebot 
der Stunde.“ 68 Die Brandenburgerin Lena Kotré macht 
ebenso klar: „Remigration: das zentrale Thema unserer 
Zeit und der Maßstab für jedes politische Handeln in Deutsch­
land.“ 69 Auf dem Parteitag 2025 in Riesa rief Alice 
Weidel in eine tosende Menge AfDler: „Und wenn es 
Remigration heißen soll, dann heißt es eben Remigration.“ 70

Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.

„Die Losung der Stunde 
lautet Remigration. Und 
zwar millionenfache 
Remigration.“
Sebastian Münzenmaier
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Wie ernst es die AfD meint, zeigen die Programme der 
AfD in Brandenburg und in Thüringen bei den Land-
tagswahlkämpfen 2024: In beiden war Remigration als 
zentrale Forderung verankert.71 Die bayerische AfD 
wiederum hat gar eine Remigrationsagenda erlassen, in 
der sie „vom Staatsziel der millionenfachen Remigration“ 
spricht und dies zynisch als „Sammelbegriff für Heim­
kehrförderung und vielperspektivische Gesamtstrategie“ 
bezeichnet.72 

Zwar versuchen Teile der AfD, dem Konzept der Remig-
ration einen Anstrich der Rechtmäßigkeit zu verleihen. 
Doch die Sicherheitsbehörden attestieren der AfD ge-
nerell: „Die taktische Verschleierung und nebulöse Andeu­
tung von Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung gehört zu einem Wesensmerkmal der AfD 
insgesamt.“ 73 In Berichten bestätigen Sicherheitsbehör-
den auch, dass die AfD hinter verschlossenen Türen an-
ders redet und dort ihre wahren Ziele anspricht. In einer 
AfD-Veranstaltung sagte Matthias Helferich: „Auch, 
dass zum Beispiel Staatsbürger, denen wir halt leichtfertig in 
diesem Land die Staatsbürgerschaft gegeben haben, dieses 
Land verlassen werden … darüber müssen wir sprechen.“ 74 

Die brandenburgische Landtagsabgeordnete Lena Kotré 
unterstrich, dass aus ihrer Sicht auch eingebürgerte 
Migranten „dieses Land, ganz genau wie die anderen auch, 
zu verlassen“ 75 hätten. Erik Lehnert, Fraktionsge-
schäftsführer der AfD Brandenburg und einer der füh-
renden Köpfe des neurechten politischen Vorfelds der 
AfD, machte klar, dass unser Grundgesetz für die AfD 
keine Grenze darstellt: „Es dreht sich um die Frage, was an 
erster Stelle steht – die Verfassung oder das Überleben des 
eigenen Volkes … wenn die Verfassung verhindert, dass wir 
überleben, muss man eben anders vorgehen.“ 76 

Andere AfDler wiederum fordern, Einbürgerungen 
pauschal zu überprüfen, rückabzuwickeln und flächen-
deckend Pässe zu entziehen. Dabei geht es der AfD aber 
gerade nicht darum, bei konkreten Verdachtsfällen von 
Betrug rechtsstaatlich vorzugehen. Ausschlaggebend 
ist allein, ob jemand mit Migrationshintergrund einge-
bürgert wurde. Entsprechend fordert etwa der Bundes-
tagsabgeordnete Torben Braga ein „flächendeckendes“ 
Vorgehen,77 Lena Kotré will alle Einbürgerungen der 
letzten zehn Jahre pauschal ins Visier nehmen78 und 
auch Katrin Ebner-Steiner – die bayerische Frakti-

Die taktische Verschlei­
erung und nebulöse 
Andeutung von Bestre­
bungen gegen die freiheit­
liche demokratische 
Grundordnung gehört zu 
einem Wesensmerkmal 
der AfD insgesamt.“
Landesbehörde für Verfas-
sungsschutz, Brandenburg

Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.
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onsvorsitzende der AfD – fordert grundlegend und 
ohne konkreten Anlass, alle Einbürgerungen seit 2015 
„vollumfänglich“ anzugehen.79 Entlang welcher Kriterien 
man Pässe entziehen will, bleibt dabei bewusst nebulös. 

Das ist kein Zufall, denn für das Remigrationskonzept 
sind diese Maßnahmen in zweierlei Hinsicht bedeutend. 
Erstens ist das Entziehen von Pässen einer der Wege, um 
Deutsche mit Migrationshintergrund „auszubürgern“ 
und dann abschieben zu können. Zweitens würde dieses 
Vorgehen mit den unklaren Kriterien bedeuten, dass alle 
seit Jahren eingebürgerten Deutschen unter einen 
Generalverdacht gestellt werden und Unsicherheit 
bei den Betroffenen erzeugt wird. Ein Zustand der, so 
hoffen Remigrationsanhänger, dazu beiträgt, dass 
Menschen von sich aus auswandern.80

Hinter den Remigrationsforderungen von AfDlern wie 
Helferich, Kotré und anderen, steht das Remigrations-
konzept des österreichischen Rechtsextremisten Martin 
Sellner.81 Dieser hat einen umfassenden politischen 
Plan verfasst, um Deutschland zu einem Land der eth-
nisch Gleichen zu machen. Ein Plan, in dem Gesetze zur 
Ausgrenzung und Schikane von deutschen Staatsbür-
gern eine bedeutende Rolle spielen – wie etwa der Pass-
entzug. Sellner sagt, dass von den 12,2 Millionen Staats-
angehörigen mit Migrationshintergrund fünf bis sechs 
Millionen „für eine Remigrationspolitik in Frage kämen, 
weil sie sich nicht assimilieren wollen, können, und daher 
dauerhaft auch nicht in das Land passen, sondern eher  
besser in einem anderen Land leben sollen.“ 82 

Welche Bedeutung jemand wie Martin Sellner für die 
AfD hat, zeigt sich auch daran, dass AfDler immer wie-
der mit ihm auftreten. Erst kürzlich teilte sich Lena 
Kotré eine Bühne mit Sellner im brandenburgischen 
Vetschau. Dort forderte sie Seite an Seite mit Sellner 
millionenfache Abschiebungen – und stellte offen in 
den Raum, ob Deutschland nicht auch mit 20 Millionen 
Menschen weniger auskäme: „Brauchen wir wirklich 82 
Millionen Menschen in diesem Land? Reichen nicht erstmal 
vielleicht 60 Millionen aus, bis sich die Geburtenrate wieder 
erholt hat?“ 83 Diese Zahl von 60 Millionen ist vielsagend, 
da von den über 80 Millionen Menschen in Deutsch-
land, fast 72 Millionen deutsche Staatsbürger sind.84 

Wenn Kotré von 60 Millionen spricht, sagt sie letztlich 

„Brauchen wir wirklich 82 
Millionen Menschen in 
diesem Land? Reichen 
nicht erstmal vielleicht  
60 Millionen aus …“
Lena Kotré

Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.
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ganz offen, dass sie mehr als 12 Millionen Deutsche  
aus unserem Land abschieben und verdrängen will. 
Doch damit nicht genug.

Der rechtsextreme AfD-Landeschef Björn Höcke be-
kennt sich deutlich zu Martin Sellner und schreibt, dass 
er „eine persönliche Lanze für ihn brechen“ 85 wolle. Sellners 
verfassungsfeindliche Pläne bezeichnet Höcke als 
„Konzepte zur Wiederherstellung des gesellschaftlichen 
Friedens.“ 86 Auch sagt er ganz klar: „Wer sich distanziert, 
verliert“ 87 und fordert damit ganz offen, die Unterstüt-
zung des Rechtsextremisten durch die gesamte AfD. 

Kein Wunder, denn Björn Höcke schreibt selbst, in 
Deutschland werde ein „großangelegtes Remigrations­
projekt notwendig sein. … Und bei dem wird man, so fürchte 
ich, nicht um eine Politik der ‚wohltemperierten Grausam­
keiten‘ ... herumkommen. Das heißt, dass sich menschliche 
Härten und unschöne Szenen nicht immer vermeiden lassen 
werden. … eine neue politische Führung wird … schwere mo­
ralische Spannungen auszuhalten haben … und muß aller 
Voraussicht nach Maßnahmen ergreifen, die ihrem eigent­
lichen moralischen Empfinden zuwider laufen.“ 88 

Die hohe Bedeutung dieses Konzepts für die gesamte 
AfD zeigt sich auch daran, dass die Parteichefin, Alice 
Weidel, zu jemandem wie Höcke – der sich klar  
zu Remigration mit „wohltemperierten Grausamkeiten“ 
bekennt – sagt: „Ich möchte es einfach noch mal klarstellen. 
Er ist wirklich ein sehr, sehr guter Spitzenkandidat. Der 
macht einen hervorragenden Job.“ 89 Für Weidel ist jemand 
wie Björn Höcke auch ein „sehr guter Politiker“, der für ein 
Ministeramt geeignet wäre.90 

Wer nicht deutsch genug ist,  
ist Bürger zweiter Klasse.

In Deutschland ist die Sache klar: Ein deutscher Pass 
macht einen Menschen zum Staatsbürger dieses Lan-
des. Für die AfD gilt dieser Grundsatz nicht. Sie stellt 
ihn frontal infrage – und damit ein zentrales Funda-
ment unserer Verfassung. Die AfD teilt Menschen in 
unserem Land in „richtige“ und „falsche“ Deutsche, in 
Deutsche mit vollen Rechten – und solche mit weniger 

„ … großangelegtes 
Remigrationsprojekt 
notwendig sein. … Und bei 
dem wird man, so fürchte 
ich, nicht um eine Politik 
der ‚wohltemperierten 
Grausamkeiten‘ […] 
herumkommen. …“
Björn Höcke

Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.
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Rechten. Dabei sprechen führende AfD-Politiker ganz 
offen von „Passdeutschen“ und erklären Millionen Men-
schen zu Bürgern zweiter Klasse. 

Zu diesen AfDlern zählt auch Alexander Gauland. Er 
sagt ganz offen und verbunden mit einem Bekenntnis 
zu Björn Höcke: „Ich halte es für richtig, wenn mein  
Freund Björn Höcke sagt: Indem ich die deutsche Grenze 
überschreite und einen deutschen Pass habe, bin ich noch 
kein Deutscher.“ 91 Der bayerische Landtagsabgeordnete 
der AfD, Franz Schmid, meint gar: „Ein Stück Papier und 
deutsche Kreissäle machen einen nicht zum Deutschen!“ 92 

Der Landesvorsitzende der AfD Bayern, Stephan 
Protschka, spricht gar von „Passbeschenkten“ und nutzt 
Tiervergleiche: „Wenn sich ein #Hund einem #Wolfsrudel 
anschließt. Ist er dann ein #Wolf oder bleibt er Hund? #Pass­
beschenkter“.93

Damit erklärt die AfD Menschen, die seit Generationen 
hier leben und arbeiten, pauschal zu Fremden. Zugehö-
rigkeit wird hier nicht mehr durch Recht definiert – 
sondern nur noch durch die „richtige Abstammung“. 
Was dabei die richtige Abstimmung ist, das definiert die 
AfD. Genau davor warnen die Sicherheitsbehörden. 
Der Verfassungsschutz stellt fest: „Das in der Partei 
vorherrschende ethnisch-abstammungsmäßige Volksver­
ständnis ist nicht mit der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung vereinbar.“ 94 

Auch hohe deutsche Gerichte bestätigen: Die AfD ver-
sagt ganzen Bevölkerungsgruppen die gleichberech
tigte Zugehörigkeit zu unserer Gesellschaft: „Es liegen 
konkrete und hinreichend verdichtete Anhaltspunkte dafür 
vor, dass nach dem politischen Konzept der Klägerin  
[gemeint ist hier die AfD] jedenfalls Flüchtlingen und 
anderen Zuwanderern, deutschen Staatsangehörigen mit 
Migrationshintergrund und deutschen und ausländischen 
Staatsangehörigen islamischen Glaubens die Anerkennung 
als gleichberechtigte Mitglieder der rechtlich verfassten 
Gemeinschaft versagt werden soll.“ 95 

„Ein Stück Papier und 
deutsche Kreissäle 
machen einen nicht zum 
Deutschen!“
Franz Schmid

Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.

„ … deutschen Staatsange­
hörigen mit Migrations­
hintergrund und deutschen 
... Staatsangehörigen 
islamischen Glaubens die 
Anerkennung als gleich- 
berechtigte Mitglieder ... 
versagt werden soll.“
Oberverwaltungsgericht 
Münster
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Deutschland soll ein Land der 
ethnisch Gleichen werden.

Hinter den Aussagen und Remigrationsfantasien der 
AfD steht ein Ziel: Deutschland soll ein Land der „eth-
nisch Gleichen“ werden. Ihr geht es nicht um eine klu-
ge Steuerung der Fachkräfteeinwanderung. Ihr geht es 
auch nicht um eine Bekämpfung der illegalen Migrati-
on. Die AfD will viel mehr als das. Diese Partei will ein 
anderes Deutschland: Weiß, einheitlich und ohne Mig-
rationshintergrund – so soll das Deutschland der AfD 
werden. Und entsprechend sollen alle Menschen, die 
diesem völkischen Ideal der AfD nicht entsprechen, 
keinen Platz in unserem Land haben. 

Für den Brandenburger AfD-Politiker Dennis Hohloch 
ist klar: Zuwanderung „bedeutet Traditionsverlust, Identi­
tätsverlust, Verlust der Heimat, Mord, Totschlag, Raub und 
Gruppenvergewaltigungen.“ 96 Der Bundestagsabgeord
nete Hannes Gnauck fordert: „Ich bin strikt gegen eine 
Obergrenze beim Thema Migration. Jeder Fremde mehr in 
diesem Land ist einer zu viel“.97 Und dass der AfD selbst 
Einwanderung von Fachkräften ein Dorn im Auge ist, 
zeigt etwa die AfD Bayern in ihrem Landtagswahlpro-
gramm 2023: „Wir stehen für eine aktivierende Familien­
politik – bayerische Kinder statt ‚Fachkräfte’zuwande­
rung.“ 98 Der Vorsitzende der AfD-Jugendorganisation, 
Jean-Pascal Hohm, erklärt, die AfD habe die „histori­
sche Aufgabe“, Deutschland als „Heimat der Deutschen“ zu 
bewahren. Nur so, könne „Deutschland als Land der Deut­
schen“ eine Zukunft haben.99 Diese Art zu denken und zu 
sprechen erinnert an die Losung „Deutschland den Deut­
schen. Ausländer raus“ der Neonaziszene in den 1990er 
Jahren.100

Eine Parole, die für den Parlamentarischen Geschäfts-
führer der AfD-Bundestagsfraktion, Bernd Baumann, 
unproblematisch ist. In einem Interview darauf ange-
sprochen, dass zwei AfD-Landtagsabgeordnete dabei 
gefilmt wurden, wie sie diesen Spruch skandierten, ver-
teidigte Baumann die Parole. Etwas grundlegend Fal-
sches wollte er darin nicht sehen.101 Die Grenze zur 
Sprache von Neonazis hat die AfD längst überschritten.

„Ich bin strikt gegen eine 
Obergrenze beim Thema 
Migration. Jeder Fremde 
mehr in diesem Land ist 
einer zu viel.“
Hannes Gnauck

… bayerische Kinder statt 
‚Fachkräfte’zuwanderung.“ 
AfD Bayern

Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.
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Entmenschlichung und Untergang – 
die Sprache der AfD.

Um den Weg für ihr völkisches Programm zu ebnen, 
setzt die AfD auf entmenschlichende Sprache. In dieser 
ist der notwendige Zuzug von Fachkräften der „drohende 
Volkstod“. Alle, die der AfD nicht „deutsch“ genug sind, 
werden pauschal zu „Messermännern“, „Taugenichtsen“ 
und „Vergewaltigern“ erklärt. Der AfD geht es nicht um die 
notwendige Steuerung und Begrenzung von Migration. 
Ihr geht es nicht um die Gestaltung von Fachkräftezu-
wanderung. Es geht um pauschale Angstmache und Aus-
grenzung. Menschen sollen zu Feindbildern und Unter-
gangsstimmung zum Dauerzustand werden.

Führende AfD-Politiker bedienen offen rassistische 
und verschwörungstheoretische Erzählungen. Björn 
Höcke beschwört einen drohenden „Volkstod durch den 
Bevölkerungsaustausch“ 102 und warnt: „Unser Volk ist mitt­
lerweile im gefährlichen Maße multikulturalisiert und … 
droht zur Minderheit im eigenen Land zu werden.“ 103 Nicole 
Höchst, stv. Landesvorsitzende der AfD in Rheinland-
Pfalz, behauptet, die Bundesregierung nehme die 
„perspektivische Ausrottung“ der Einheimischen in Kauf. 
Laut ihr geht es „darum, Angestammte, als quasi einheimi­
sche Art zu verdrängen. Und ja: in letzter Konsequenz wird 
sogar die mögliche Gefahr ihrer perspektivischen Ausrottung 
in Kauf genommen“.104 Gottfried Curio, innenpolitischer 
Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, spricht offen 
von der Auflösung des deutschen Staatsvolks und 
Deutschlands zugunsten eines „geschichts- und gesichts­
losen Siedlungsgebiets.“ 105 Alexander Gauland spricht 
gar von einer „menschlichen Überflutung“. 106

Für Markus Frohnmaier ist Deutschland gar bereits zu 
einem „Schlachthaus“ geworden. Denn all die unzähligen 
„Messer- und Gleisbettmigranten zerstückeln die Bürger.“ 107In 
diese Sprache steigt auch Alice Weidel ein. Für sie sind 
Menschen mit Migrationshintergrund generell „alimen­
tierte Messermänner“ und „Taugenichtse“.108 Für Stefan 
Keuter, stv. Vorsitzender der AfD-Bundestagsfraktion, 
sind alle einfach bedrohliche „Heerscharen ..., die über 
unsere Heimat herfallen“, unser Sozialsystem aussaugen 
und Gruppenvergewaltigungen zur Tagesordnung ma-
chen.109 Maximilian Krah benutzt die Bezeichnung 
„Fachkräfte für … Sozialhilfe und Messerstechen.“ 110 Fakt ist 

„ … Angestammte, als 
quasi einheimische Art zu 
verdrängen. Und ja: in 
letzter Konsequenz wird 
sogar die mögliche Gefahr 
ihrer perspektivischen 
Ausrottung in Kauf 
genommen.“
Nicole Höchst

„Deutschland wird zum 
Schlachthaus. Messer- und 
Gleisbettmigranten 
zerstückeln die Bürger.“ 
Markus Frohnmaier

Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.
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aber: Zwei Drittel aller Menschen, die zu uns gekommen 
sind, stammen aus benachbarten EU-Staaten. Sie arbei-
ten, zahlen Steuern und tragen wesentlich zum tägli-
chen Funktionieren unseres Landes bei.111

Laut der AfD ist Integration per se unmöglich. Für Paul 
Timm, Landtagsabgeordneter der AfD, sind „Passdeut­
sche mit Migrationshintergrund“ sowieso „nicht fähig oder 
nicht willens“ sich zu integrieren.112 Seine Kollegin Ni-
cole Höchst, die auch kirchenpolitische Sprecherin der 
AfD-Bundestagsfraktion ist, teilt diese Sicht: „Selbst das 
beste und teuerste Bildungssystem kann die Kinder der ara­
bischen Invasion ... nicht zu Fachkräften ausbilden.“ 113 

Wie weit diese Entmenschlichung von Sprache führt, 
zeigt sich bei Beatrix von Storch. Sie sprach sich be-
reits vor Jahren für den Gebrauch von Schusswaffen 
gegen Frauen und Kinder an der EU-Außengrenze 
aus. Sie selbst sagte danach, sie sei mit ihrem Ja zu 
einem Schießbefehl falsch verstanden worden. Denn 
sie wollte den Schusswaffengebrauch doch nur gegen 
Frauen bejahen.114 

Auch das ist kein Einzelfall. Diese Menschenverachtung 
offenbarte auch Christian Lüth, der ehemalige Presse-
sprecher der AfD, der heute wieder für verschiedene 
AfD-Abgeordnete arbeitet.115 In seiner Zeit als Presse-
sprecher machte er nicht nur klar, dass es der AfD per 
se nicht um unser Land geht. Denn „je schlechter es 
Deutschland geht, desto besser für die AfD.“ Er sagte mit 
Blick auf all jene, die seit 2015 nach Deutschland ge-
kommen sind und weiter kommen: „Wir können die 
nachher immer noch alle erschießen. Das ist überhaupt 
kein Thema. Oder vergasen, oder wie du willst.“ 116 

„Wir können die nachher 
immer noch alle erschie­
ßen. Das ist überhaupt 
kein Thema. Oder 
vergasen, oder wie du 
willst.“
Christian Lüth

Die AfD ist völkisch und ausländerfeindlich.
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